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Ihr Zeichen: -                        Schreiben vom 27.03.2026 
 
Stellungnahme zum Bebauungsplan „Solarpark Höckendorf“ der Gemeinde Kriebstein 
(Vorentwurf Stand: März 2026) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Der BUND Sachsen begrüßt grundsätzlich den Ausbau der erneuerbaren Energien und erkennt an, dass 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen einen Beitrag zur klimaneutralen Energieversorgung leisten können. 
Zugleich setzt eine naturverträgliche Energiewende voraus, dass Standortwahl, planerische 
Ausgestaltung und naturschutzfachliche Absicherung eines Vorhabens den örtlichen Raum- und 
Umweltbelangen in der Abwägung hinreichend Rechnung tragen. 
Gegenstand des genannten Vorhabens ist die Errichtung und der Betrieb einer Freiflächensolaranlage 
inklusive Nebenanlagen mit einer Gesamtfläche von 9,64 ha und einer voraussichtlichen 
Anlagenleistung von ca. 14,5 MWp nördlich von Höckendorf. Das Plangebiet befindet sich im Süden in 
einem Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz und im Norden in einem Vorranggebiet Landwirtschaft 
gemäß Regionalplan Region Chemnitz (2021).  
Da Umweltbericht und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag bislang noch nicht vorliegen, ist eine 
abschließende naturschutzfachliche und rechtliche Bewertung des Vorhabens gegenwärtig noch nicht 
möglich. Bereits jetzt lässt sich jedoch erkennen, dass der Vorentwurf in mehreren Punkten 
nachgeschärft und mit verbindlicheren Festsetzungen versehen werden sollte, um den Anforderungen 
an eine naturverträgliche Planung gerecht zu werden. 
 
1. Raumordnerische Einordnung und Standortwahl 
Laut Begründung liegt das Plangebiet größtenteils im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz. Der 
äußerste nördliche Bereich reicht zudem in den Randbereich eines Vorranggebiets Landwirtschaft 
hinein. Vorbehaltsgebiete sind nach § 7 Abs. 3 Nr. 2 ROG solche Gebiete, in denen bestimmten 
raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen bei der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungen 
besonderes Gewicht beizumessen ist. Für das hier betroffene Vorbehaltsgebiet folgt aus dem 
Regionalplan insbesondere, dass auf eine naturschonende Landnutzung hingewirkt und die Entwicklung 
des großräumig übergreifenden Biotopverbundes unterstützt werden soll. 
Aus Sicht des BUND Sachsen reicht es daher nicht aus, die Vereinbarkeit mit den Festlegungen der 
Raumordnung im Wesentlichen in das weitere Verfahren und in die Umweltprüfung zu verlagern. 
Vielmehr sollte bereits auf Ebene des Vorentwurfs deutlicher herausgearbeitet werden, weshalb gerade 
dieser Standort trotz seiner Einbindung in ein Vorbehaltsgebiet für Arten- und Biotopschutz in Anspruch 
genommen werden soll und mit welchen konkreten planerischen Mitteln gewährleistet werden kann, 
dass die Funktion des Biotopverbundes nicht beeinträchtigt, sondern möglichst gestärkt wird. 
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Auch im Hinblick auf den nördlichen Randbereich des Vorranggebiets Landwirtschaft erscheint die 
Begründung bislang nicht vollständig überzeugend. Der Hinweis, die Boden- und Ackerzahlen lägen nur 
im mittleren Bereich und erfüllten den gemeindlichen Kriterienkatalog, ersetzt keine vertiefte 
Auseinandersetzung mit der Frage, ob und in welchem Umfang landwirtschaftliche Belange hier 
gegenüber einer technischen Sondernutzung zurücktreten dürfen und ob konfliktärmere 
Alternativflächen – insbesondere außerhalb von Vorbehaltsgebieten für Arten‑ und Biotopschutz bzw. 
außerhalb von Vorranggebieten Landwirtschaft – systematisch ermittelt und vergleichend geprüft 
worden sind. 
 
2. Maß der baulichen Nutzung und Dichte der Anlage 
Der Vorentwurf setzt eine Grundflächenzahl von 0,8 fest und übernimmt damit den Orientierungswert 
des § 17 BauNVO, um nach der Begründung eine wirtschaftliche und flächeneffiziente Ausnutzung der 
Fläche zu ermöglichen. Zugleich wird der tatsächliche Versiegelungsgrad auf maximal 4% des 
Sondergebiets begrenzt, weil die Module selbst die Fläche nicht klassisch versiegeln und die Pfosten 
gerammt werden. Diese Unterscheidung ist zwar zutreffend, sie ändert aber nichts daran, dass die GRZ 
in einem Solarpark das Maß der technischen Überprägung und die Dichte der Modulaufstellung 
mitbestimmt. Gerade in einem Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz sollte deshalb geprüft werden, 
ob eine geringere GRZ, ein begrenzter Überdeckungsgrad oder verbindliche Mindest-Reihenabstände 
naturschutzfachlich geboten sind, damit ausreichend besonnte, vegetationsgeprägte und für 
Offenlandarten nutzbare Zwischenräume verbleiben. 
Aus Sicht des BUND Sachsen ist die derzeit vorgesehene hohe bauliche Dichte daher nicht hinreichend 
begründet. Es sollte nachvollziehbar dargelegt werden, weshalb gerade an diesem Standort eine GRZ 
von 0,8 erforderlich sein soll und welche Varianten mit geringerer Dichte geprüft wurden. Sofern die noch 
ausstehenden Umwelt- und Artenschutzgutachten erhöhte Anforderungen an die Durchgrünung oder an 
die Offenhaltung von Teilflächen ergeben, sollte die Gemeinde die GRZ entsprechend reduzieren oder 
durch ergänzende Festsetzungen zur Modulstellung nachschärfen. 
Wir regen an, bereits im weiteren Planverfahren Varianten mit geringerer baulicher Dichte systematisch 
zu prüfen und planerisch zu hinterlegen. Aus Sicht des BUND Sachsen erscheint insbesondere: 
 

 eine Absenkung der GRZ auf 0,6 als geeignete Option, um den Anteil offener, 
vegetationsgeprägter Zwischenräume zu erhöhen, sowie 

 die Festlegung eines Modulreihenabstands von mindestens 3,5 m (optimal 5 m) zur Sicherung 
besonnter, für Offenlandarten nutzbarer Strukturen. 

 
Die Ergebnisse der noch ausstehenden Umwelt‑ und Artenschutzgutachten sollten bei der Festlegung 
der endgültigen GRZ und der Modulstellung verbindlich berücksichtigt werden. 
 
3. Heckenpflanzung und Saumstruktur 
Der Vorentwurf sieht entlang der westlichen und südlichen Grenze des Sondergebiets eine 3 m breite 
Heckenpflanzung vor. Diese Maßnahme ist im Grundsatz sinnvoll, weil sie zur landschaftlichen 
Einbindung beitragen kann und zugleich ökologische Übergangsstrukturen schaffen soll. In der 
vorliegenden Form bleibt sie jedoch eher auf die Sichtabschirmung der Anlage ausgerichtet als auf eine 
tatsächlich leistungsfähige Habitat- und Vernetzungsfunktion. 
Vor dem Hintergrund der Lage im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz sollte die Eingrünung daher 
qualitativ und quantitativ aufgewertet werden. Aus Sicht des BUND Sachsen ist es fachlich geboten, die 
Heckenbreite auf mindestens 5 m zu erhöhen und zusätzlich artenreiche Säume entlang der Einfriedung 
verbindlich festzusetzen, damit die Eingrünung nicht nur Sichtschutzfunktion erfüllt, sondern als 
funktionsfähige Habitat‑ und Vernetzungsstruktur wirkt. Nur so lässt sich sicherstellen, dass die 
Randbereiche nicht allein optischen Zwecken dienen, sondern tatsächlich als Lebensraum, 
Nahrungsraum und Trittsteinstruktur für Insekten, Kleinsäuger und Vogelarten wirksam werden. Wir 
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regen an, für die Gehölz‑ und Saumstrukturen verbindliche Pflegevorgaben (u.a. abschnittsweise Pflege, 
mehrjährige Schnittintervalle für Teilbereiche, Erhalt strukturreicher Altgehölz‑ und Altgrasanteile) in den 
Festsetzungen oder in einem verbindlichen Pflege‑ und Entwicklungsplan zu verankern. 
 
4. Pufferbereich zur östlich angrenzenden Gehölzinsel 
Festzustellen ist, dass der Vorentwurf die östlich angrenzende Gehölz- bzw. Waldinsel zwar aus dem 
Geltungsbereich ausspart, jedoch keine eigenständige Abstands- oder Pufferfläche zwischen dem 
Sondergebiet bzw. dem Baufeld und dieser unmittelbar angrenzenden Gehölzstruktur festsetzt.  
Aus Sicht des BUND Sachsen ist dies nachbesserungsbedürftig. Die bloße Aussparung des 
Gehölzbestandes genügt nicht, da technische Anlagen, Einfriedungen und Pflegeeinwirkungen bis 
unmittelbar an den Gehölzrand heranreichen können. Es sollte daher geprüft werden, ob entlang der 
östlichen Plangebietsgrenze eine verbindliche, von baulichen Anlagen freizuhaltende Puffer- und 
Entwicklungsfläche festgesetzt werden kann, um den Gehölzbestand vor Randwirkungen zu schützen 
und zugleich eine ökologisch wirksame Übergangsstruktur auszubilden. Hierfür kommt insbesondere 
ein dauerhaft von baulichen Anlagen freizuhaltender Streifen von mindestens 5 bis 10 m Breite entlang 
der östlichen Plangebietsgrenze in Betracht, der als Extensivsaum bzw. gestufte 
Gehölz‑Krautschicht‑Übergangszone entwickelt wird. 
 
5. Einfriedung und Wildtierdurchlässigkeit 
Positiv ist zu bewerten, dass die Einfriedung kleintiergängig ausgestaltet werden soll und ein 
Mindestabstand von 20 cm zum Boden sowie der Verzicht auf Stacheldraht festgesetzt werden. Diese 
Regelung stellt eine sinnvolle Mindestanforderung dar. 
Nach den Unterlagen soll das Erfordernis von Querungskorridoren für größere Tiere erst im weiteren 
artenschutzrechtlichen Verfahren betrachtet werden. 
Angesichts der Flächengröße, der offenen Lage und der Einbindung in einen Bereich mit 
Biotopverbundfunktion erscheint es jedoch sachgerecht, das Thema bereits jetzt planerisch stärker zu 
verankern. 
Aus Sicht des BUND Sachsen sollte die Einfriedung ergänzend um gezielte Querungsmöglichkeiten für 
größere Tierarten (z.ௗB. in Form breiterer, bodennaher Öffnungen bzw. unterbrochener Zaunabschnitte 
in landschaftsökologisch geeigneten Bereichen) ergänzt und deren Lage festgelegt werden. 
 
6. Extensivgrünland und Pflegemanagement 
Die Entwicklung von Extensivgrünland mit artenreicher Wiesensaatmischung und Regiosaatgut ist ein 
wichtiger Baustein einer naturverträglichen Gestaltung des Solarparks. Die vorliegenden Festsetzungen 
bleiben insoweit jedoch zu allgemein, da wesentliche Anforderungen an die dauerhafte Pflege und 
Entwicklung dieser Flächen bislang nicht ausreichend konkretisiert sind. Es fehlen insbesondere 
verbindliche Aussagen zur Anzahl und zum Zeitpunkt der Mahden, zur Beräumung des Mahdguts. 
Aus Sicht des BUND Sachsen sollte die extensive Bewirtschaftung über bloße Absichtserklärungen 
hinausgehen und durch klare Festsetzungen im Bebauungsplan bzw. einen verbindlichen Pflege‑ und 
Entwicklungsplan abgesichert werden. Sinnvoll erscheinen insbesondere höchstens ein bis zwei 
Mahden jährlich, eine artenschutzverträgliche zeitliche Steuerung der Mahd (z.ௗB. gestaffelte 
Mahdtermine, Schonzeiten für Brut‑ und Setzzeiten), der konsequente Abtransport des Mähguts sowie 
das Belassen von Teilflächen als Altgras‑ und Rückzugsstrukturen. 
 
7. Zusätzliche Maßnahmen zur ökologischen Aufwertung 
Ein Großteil des Plangebietes liegt im regionalplanerischen Vorbehaltsgebiet „Arten‑ und Biotopschutz“. 
Für die Umsetzung des Solarparks sind aus Sicht des BUND Sachsen daher überdurchschnittlich 
hochwertige ökologische Standards zu setzen, damit die Anlage nicht nur als technisch‑energetisches 
Projekt wirkt, sondern zugleich als Trittsteinbiotop innerhalb des Vorbehaltsgebietes und als 
funktionsfähiges Element des großräumigen Biotopverbundes. Neben den bereits geplanten 
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Maßnahmen (Extensivgrünland, Heckenpflanzung, kleintiergängige Einzäunung, Verzicht auf 
Pflanzenschutz‑ und Düngemittel) regen wir insbesondere Folgendes an: 
 

 Ausweisung dauerhafter, nicht überstellter Ruhe‑ und Entwicklungsflächen ohne PV‑Module 
innerhalb des Sondergebiets zur Förderung störungssensibler Arten sowie als Kernbereiche für 
die Entwicklung artenreicher Wiesen‑ und Saumgesellschaften. 

 Förderung der Biodiversität durch die Entwicklung von Nisthilfen für Vögel, Fledermäuse und 
Insekten unter Berücksichtigung der lokalen artenschutzfachlichen Gegebenheiten. 

 Schaffung von Sonderbiotopen wie Trocken‑ und Strukturbiotopen (z.ௗB. Sandlinsen, Lesestein‑ 
und Totholzhaufen) aus ortstypischem Material zur Förderung spezialisierter Tier‑ und 
Pflanzenarten 
 

8. Fehlende Umweltunterlagen und weiterer Verfahrensgang 
Ein erheblicher Mangel des derzeitigen Vorentwurfs liegt darin, dass Umweltbericht, 
Eingriffsbilanzierung und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag noch nicht vorliegen. Gerade diese 
Unterlagen sind jedoch für die Beurteilung entscheidend, ob die gewählte Fläche, die vorgesehene 
Moduldichte und die geplanten Schutzmaßnahmen mit den Anforderungen des Naturschutzrechts und 
mit den raumordnerischen Vorgaben vereinbar sind. 
Der BUND Sachsen regt daher an, die noch ausstehenden Fachgutachten mit besonderem Augenmerk 
auf Biotopverbund, Offenland- und Feldvogelarten, Kleinsäuger, Amphibien sowie gegebenenfalls 
Fledermäuse zu erstellen und die daraus folgenden Konsequenzen auch tatsächlich in verbindliche 
Festsetzungen des Bebauungsplans zu überführen. Dies betrifft insbesondere das Maß der baulichen 
Nutzung, die Gestaltung der Randstrukturen, die Durchlässigkeit der Einfriedung, die Pflege des 
Extensivgrünlands und gegebenenfalls zusätzliche Vermeidungs-, Minderungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Schlussteil 
Zusammenfassend bestehen gegen den Ausbau der Solarenergie an sich keine grundsätzlichen 
Einwände. Der vorliegende Vorentwurf weist jedoch in mehreren Punkten noch Defizite auf, die 
angesichts der Lage des Plangebiets im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz sowie im 
Randbereich eines Vorranggebiets Landwirtschaft nicht als bloße Detailfragen behandelt werden 
sollten. Der BUND Sachsen regt daher an, den Planentwurf vor der nächsten Verfahrensstufe zu 
überarbeiten und insbesondere die raumordnerische Begründung zu vertiefen, die bauliche Dichte zu 
überprüfen, Hecken- und Saumstrukturen ökologisch aufzuwerten, die Wildtierdurchlässigkeit zu 
verbessern, die Pflege des Extensivgrünlands verbindlich zu regeln und die fehlenden Umweltunterlagen 
vollständig vorzulegen. 
Sofern diese Punkte im weiteren Verfahren nachvollziehbar bearbeitet und planungsrechtlich belastbar 
abgesichert werden, kann das Vorhaben in eine naturverträglichere und abwägungsfeste Richtung 
weiterentwickelt werden. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


